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Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats zur Sanierung des Marktes für 
Erzeugnisse der Brotgetreidevermahlung. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 29. Mai 1967 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen; die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der engültigen Beschlußfassung durch den Rat 
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Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission zu 
ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 
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Schröder 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Sanierung des Marktes für Erzeugnisse der 
Brotgetreidevermahlung 

(Dem Rat von der Kommission vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere Ar- 
tikel 43 und 200 Absatz 3, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf das Gutachten des europäischen Parla- 
ments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den letzten Jahrzehnten wurde die Leistungs- 
fähigkeit der Mühlen in der Gemeinschaft außer- 
gewöhnlich gesteigert, und zwar hauptsächlich durch 
den technischen Fortschritt im Mühlenwesen. Der 
Verbrauch an Mahlerzeugnissen blieb jedoch in der- 
selben Zeit unverändert bzw. verringerte sich sogar. 

Die gegenwärtige Lage in der Mühlenwirtschaft 
in der Gemeinschaft ist durch strukturelle Überkapa- 
zität gekennzeichnet. In den meisten Mitgliedstaa- 
ten ist die derzeitige Vermahlungskapazität etwa 
doppelt so groß wie der Bedarf. Die unzulängliche 
Ausnutzung der Kapazität verursacht unmittelbar 
eine starke Erhöhung der Mahlkosten. Mehr als die 
Hälfte der Gesamtkosten der Mühlenindustrie ent- 
fallen auf feste Kosten. 

Für eine Verwirklichung der in Artikel 39 Ab- 
satz 1 des Vertrages gesetzten Ziele ist ein Ab- 
bau dieser Überkapazität nötig. Die Mühlenwirt- 
schaft ist integrierender Bestandteil der Getreide- 
wirtschaft. Die Beteiligung der Mühlen an der Ver- 
wertung der Ernte zeigt sich nicht nur in ihren Käu- 
fen beim Handel und bei den Genossenschaften, 
sondern auch in ihren Käufen direkt vom Erzeu- 
ger. Bei normaler Rentabilität tragen die Mühlen 
entscheidend zum Absatz der Getreideproduktion 
bei, vor allem bei dem zur Erntezeit auf dem Ge- 
treidemarkt anfallenden Stoßgeschäft. Bei schlech- 
ter Rentabilität können die Mühlen diese Aufgabe 
nicht mehr erfüllen, und ihre ungünstige Lage übt 
einen negativen Einfluß auf die Preisbildung auf 
dem Getreidemarkt aus. Infolgedessen trägt eine 
Gesundung der Mühlenindustrie zur Sicherung einer 
angemessenen Lebenshaltung der bäuerlichen Be- 
völkerung im Sinne des in Artikel 39 Absatz 1 
Unterabschnitt b) des Vertrages gesetzten Zieles 
bei. 

Die Lagerkapazitäten der Mühlen üben einen gro- 
ßen Einfluß auf die Verteilung des jahreszeitlich 


bedingten Getreideangebots aus und können so den 
Markt vor allem während der Angebotsflut nach der 
Ernte entlasten helfen. Dadurch können die Mühlen 
dazu beitragen, staatliche Interventionen auf dem 
Getreidemarkt überflüssig zu machen und die Ver- 
marktungs- und Transportkosten so niedrig wie mög- 
lich zu halten. Daher würde eine Sanierung der Müh- 
len eine Stabilisierung der Märkte im Sinne des in 
Artikel 39 Absatz 1 Unterabschnitt c) gesetzten Zie- 
les gestatten. 

Endlich könnte durch eine Annäherung des der- 
zeitigen Kapazitätsausnutzungsgrades an den höchst- 
möglichen Kapazitätsausnutzungsgrad eine Senkung 
der Vermahlungskosten und durch diese die Vor- 
aussetzung für eine Senkung des Mehlpreises er- 
zielt werden. Dementsprechend würde eine Sanie- 
rung der Mühlenindustrie auch zu einer Beliefe- 
rung der Verbraucher zu angemessenen Preisen, 
gemäß dem in Artikel 39 Absatz 1 Unterabsatz e) 
gesetzten Ziel, beitragen. 

Eine Gesundung der Mühlenindustrie auf dem 
Wege eines marktwirtschaftlichen Anpassungspro- 
zesses als Folge freien Wettbewerbs ließe sich nur 
über längere Zeit hinweg verwirklichen. Angesichts 
der Errichtung eines einheitlichen Getreidemarktes 
vom Erntejahr 1967/68 an ist es jedoch erforderlich, 
diese Gesundung so rasch wie möglich zu bewerk- 
stelligen. 

Die in der Mühlenindustrie herrschenden außer- 
gewöhnlichen Zustände haben bereits die meisten 
Mitgliedstaaten veranlaßt, Maßnahmen für einen 
Abbau der Uberkapazität zu ergreifen. Es erscheint 
nötig, diese von den einzelnen Staaten getroffenen 
Maßnahmen durch Maßnahmen auf Gemeinschafts- 
ebene abzulösen. 

Ein Abbau der Überkapazität wird sich auf die 
günstigste Weise durch die Gewährung von Ent- 
schädigungen an die Müller erzielen lassen, um 
diese zu einer Umstellung bzw. freiwilligen Einstel- 
lung ihrer Produktion zu veranlassen. Aus diesem 
Grunde ist eine Feststellung der insgesamt abzubau- 
enden Überkapazität und der insgesamt für Entschä- 
digungen und für die Finanzierung der Aktion be- 
nötigten Mittel das wichtigste der zu lösenden 
Probleme. 

Die Überkapazität läßt sich auf Grund des Unter- 
schiedes zwischen der derzeit bestehenden Mahl- 
kapazität und dem bis zum Ende der Übergangs- 
periode vorausschätzbaren Mahlbedarf bestimmen. 
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Aus der gemeinsamen Agrarpolitik dürfen sich 
keine Folgen ergeben, welche die Erreichung der 
allgemeinen Vertragsziele und insbesondere der in 1 
Artikel 2 genannten Ziele in Frage stellen; die Umsteh j 
lung bzw. Stillegung einzelner Mühlen infolge der j 
sich aus der vorliegenden Verordnung ergebenden 
gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen könnte aber 
für die in den betreffenden Mühlen beschäftigten j 
Arbeitnehmer derartige Folgen auslösen; daher muß j 
diesen Arbeitnehmern die Aufrechterhaltung ihres j 
Einkommensniveaus durch die Zahlung eines zeit- 
lich begrenzten Ubergangsgeldes in entsprechen- 
der Höhe gesichert und gleichzeitig dafür gesorgt 
werden, daß diese Arbeitnehmer mit Hilfe des 
Europäischen Sozialfonds umgeschult und in einem 
neuen Beruf untergebracht werden. 

Um die für einen Abbau der Uberkapazität vor- 
aussichtlich benötigten Mittel so zweckmäßig wie 
möglich einsetzen zu können, sind für die Berech- 
nung der an die umstellenden bzw. ihre Produktion 
einstellenden Müller zu zahlenden Entschädigungen 
die während eines Beobachtungszeitraums tatsäch- 
lich gemahlenen Mengen zugrunde zu legen. 

Da aus der Gesundungsaktion letzten Endes die 
gesamte Mühlenindustrie in der Gemeinschaft Nut- 
zen ziehen wird, ist es nur billig, daß diese Indu- 
strie einen Teil der Mehrbelastung trägt, welche für 
die Staatskassen durch die Finanzierung dieser Ak- 
tion entstehen wird; um Festsetzung und Beitrei- 
bung dieses Beitrags nach Möglichkeit zu erleichtern, 
erscheint es zweckmäßig, ihm die Form einer Ab- 
gabe in einheitlicher Höhe auf jede von der Mühlen- 
industrie zur Verarbeitung übernommene Gewichts- 
einheit Mahlgut zu geben; der Abgabesatz sowie 
die zeitliche Dauer, während derer die Abgabe er- 
hoben wird, müssen so bemessen werden, daß der 
von der Mühlenindustrie zu tragende Anteil an den 
in sämtlichen Mitgliedstaaten durdi die Gesundungs- 
aktion entstehenden Gesamtkosten keine übermä- 
ßige Belastung ergibt. j 

Der Abbau der überschüssigen Vermahlungskapa- j 
zität wird für jeden Mitgliedstaat Ausgaben ver- j 
Ursachen, die von der Gemeinschaft im Rahmen der j 
im voraus festgestellten Gesamtkosten zu tragen j 
sind. Hierfür erscheint es zweckmäßig, diese Kosten I 
durch die Sonderabteilung des Europäischen Aus- ! 
richtungs- und Garantiefonds übernehmen zu lassen. 
Die Ausgaben der Sonderabteilung zu Lasten die- 
ses neuen Kapitels sind jedoch durch Beiträge der 
Mitgliedstaaten zu decken, die nach einem angemes- 
senen Verteilungsschlüssel zu berechnen sind. Die- 
ser Verteilungsschlüssel ist wiederum unter Berück- 
sichtigung der zusätzlichen Einnahmen festzuset- 
zen, die den Mitgliedstaaten aus der Gesundungs- 
abgabe in deren voraussichtlicher Höhe erwachsen 
werden. 

Die Finanzierung des Abbaues bestehender Ver- ' 
mahlungskapazitäten wäre sinnlos, solange dafür 
andere Kapazitäten nach Belieben vergrößert oder 
neue Kapazitäten geschaffen werden könnten; daher 
muß die Genehmigung zum Neubau, zur Wieder- 
inbetriebnahme oder zur Vergrößerung von Mühlen j 
an Bedingungen gebunden werden, welche verhin- ! 
dern, daß derartige Fälle häufig Vorkommen, indem ! 


beispielsweise verlangt wird, daß zuvor eine der 
neugeschaffenen Kapazität mindestens gleichwertige 
Kapazität abgebaut wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. „Vermahlungserzeugnisse" im Sinne dieser Ver- 
ordnung sind Mehl und sonstige Vermahlungs- 
erzeugnisse; ausgenommen sind zur Viehfütterung 
bestimmte Erzeugnisse, die aus folgenden Getreide- 
arten hergestellt werden: Weichweizen (einschließ- 
lich Spelz), Hartweizen oder Roggen. 

„Mühlen" im Sinne dieser Verordnung sind Ein- 
richtungen oder Teile von Einrichtungen, die der 
Herstellung der in Absatz 1 definierten Vermah- 
lungserzeugnisse dienen. 

2. Diese Verordnung gilt nicht für Mühlen, deren 
Mahlkapazität nicht eine bestimmte Mindestmenge 
Feinmehl erreicht oder deren Ausrüstung nicht be- 
stimmten Bedingungen entspricht. 

Die betreffende Mindestmenge bzw. die betreffen- 
den Bedingungen werden nach dem in Artikel 24 
der Verordnung Nr. . . 67/EWG geregelten Verfah- 
ren festgesetzt. 

Artikel 2 

1. Vom Datum des Inkrafttretens dieser Verord- 
nung an bis zum 31. Dezember 1969 wird der Bau 
neuer Mühlen, die Erhöhung der Mahlkapazität be- 
stehender Mühlen oder die Wiederinbetriebnahme 
von Mühlen, die ihren Betrieb eingestellt hatten, 
nur dann genehmigt, wenn die in einem der drei 
folgenden Absätze genannten Voraussetzungen vor- 
liegen: 

a) Die Arbeiten an zur Herstellung von Vermah- 
lungserzeugnissen bestimmten Gebäuden oder 
Einrichtungen müssen vor dem 1. Januar 1967 
begonnen oder diesbezügliche vertragliche Ver- 
einbarungen vor diesem Datum abgeschlossen 
worden sein. Anträge auf Genehmigung sind bin- 
nen sechs Wochen nach Inkrafttreten dieser Ver- 
ordnung zu stellen. 

b) Oder der die betreffende Aktion planende Unter- 
nehmer muß vorher in einem bestimmten Um- 
kreis um den Standort der geplanten Mühle auf 
seine Kosten den Abbau einer in Benutzung be- 
findlichen Vermahlungskapazität veranlaßt ha- 
ben, die der geplanten neuen Kapazität minde- 
stens gleichwertig ist. Es muß ferner mit allen 
Rechtsmitteln dafür gesorgt worden sein, daß 
auf dem Gelände der Mühle, deren Kapazität ab- 
gebaut wurde, in den nächsten dreißig Jahren 
keine Herstellung von Vermahlungserzeugnissen 
irgendwelcher Art erfolgt. 

c) Oder der Antragsteller muß zuvor an den betrof- 
fenen Mitgliedstaat eine Sonderabgabe in einer 
Höhe gezahlt haben, die noch vom Rat auf Vor- 
schlag der Kommission unter Anwendung des 
in Artikel 43 Absatz 2 des Vertrages geregelten 
Abstimmungsverfahrens festgesetzt werden wird. 
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2. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem in Artikel 24 der Verord- 
nung Nr. . . ./67/EWG geregelten Verfahren erlassen. 


Artikel 3 

1. Für jeden Mitgliedstaat wird die überschüssige 
Vermahlungskapazität auf der Grundlage des Unter- 
schieds zwischen der für die Getreidevermarktung 
des Erntejahres 1966/67 festgestellten oder geschätz- 
ten Jahreskapazität zur Herstellung von Vermah- 
lungserzeugnissen einerseits und der für den vor- 
aussichtlich im Jahre 1970 bestehenden Bedarf be- 
nötigten Kapazität andererseits festgesetzt. 

2. Der Rat bestimmt nach dem in Artikel 43 Abs. 2 
des Vertrages vorgesehenen Verfahren auf Vor- 
schlag der Kommission die überschüssige Kapazität 
und kann deren Umfang auf Grund neuer Schät- 
zungen oder der Ergebnisse einer eventuell nach 
dem gleichen Verfahren verfügten Erhebung ändern. 


Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten beginnen den in Artikel 3 
vorgesehenen Abbau der überschüssigen Vermah- 
lungskapazität durch Gewährung einer Entschädi- 
gung an diejenigen Müller, die vor dem 1. Januar 
1970 freiwillig die Herstellung von Vermahlungs- 
erzeugnissen einstellen. 

Der Entschädigungsbetrag je Mühle entspricht der 
Summe der beiden Richtsätze, die mit der innerhalb 
eines Bezugszeitraums für den Binnenmarkt der Ge- 
meinschaft gemahlenen Getreidemenge bzw. mit der 
in demselben Zeitraum ungenutzt gebliebenen Mahl- 
kapazität zu multiplizieren sind. 

Der so errechnete Betrag kann von den M'itglied- 
staaten je nach dem Grad der Erhaltung oder Ab- 
nutzung der betreffenden Anlagen abgewandelt 
werden. 

2. Die Mitgliedstaaten sichern jedem Arbeitneh- 
mer, der in einer unter Absatz 1 fallenden Mühle 
beschäftigt ist, die Aufrechterhaltung seines bis- 
herigen Einkommensniveaus durch Zahlung eines 
Übergangsgeldes in entsprechender Höhe; die Zah- 
lung endet mit der Aufnahme einer neuen Arbeit, 
spätestens jedoch mit dem Ablauf eines Jahres. 

Soweit dies irgend möglich ist, müssen diese 
Arbeitnehmer beruflich umgeschult bzw. in einem 
neuen Beruf untergebracht werden, wozu die Unter- 
stützung des Europäischen Sozialfonds in Anspruch 
genommen werden kann. 

3. Der Rat setzt nach dem in Artikel 43 Absatz 2 
des Vertrages vorgesehenen Verfahren für die ge- 
samte Gemeinschaft die in Absatz 1 genannten Richt- 
sätze sowie die für etwaige Berichtigungen gelten- 
den Regeln fest. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem in Artikel 24 der Verordnung 
Nr. . . ./67/EWG geregelten Verfahren erlassen. 


Artikel 5 

Die Überweisung einer Entschädigung erfolgt 
unter der Bedingung, daß mit allen Rechtsmitteln 
sichergestellt wurde, daß auf dem Gelände der 
Mühle in den nächsten dreißig Jahren keine irgend- 
wie geartete Herstellung von Vermahlungserzeug- 
nissen vorgenommen wird. 


Artikel 6 

1. Vom 1. August 1967 bis zum 31. Dezember 1973 
erheben die Mitgliedstaaten eine Gesundungsabgabe 
in einheitlicher Höhe auf alles Getreide des zur Her- 
stellung von zum Verbrauch innerhalb der Gemein- 
schaft bestimmten Vermahlungserzeugnissen ver- 
mahlen wird. 

2. Der Rat setzt nach dem in Artikel 43 Absatz 2 
des Vertrages vorgesehenen Verfahren die Gesamt- 
kosten der Kapazitätsabbau-Aktion für jeden Mit- 
gliedstaat fest unter Berücksichtigung 

— der in Artikel 3 behandelten überschüssigen 
Kapazität; 

— ■ des durchschnittlichen Kapazitätsausnutzungs- 
grades in dem betreffenden Mitgliedstaat; 

— der in Artikel 4 behandelten Richtsätze; 

— eines Pauschalbetrages für Verwaltungsspesen; 

— der durch die Anfangsfinanzierung der Aktion 
verursachten Zinskosten. 

3. Die Höhe der Gesundungsabgabe wird nach dem 
in Absatz 2 genannten Verfahren so festgesetzt, 
daß ihr Gesamtaufkommen innerhalb der Gemein- 
schaft bei Ablauf des in Absatz 1 genannten Zeit- 
raumes ausreicht, um die Gesamtkosten der Aktion 
zu decken. 

Artikel 7 

1. Die durch die in Artikel 4 behandelten Entschä- 
digungen entstehenden Ausgaben können im Rah- 
men der für jeden Mitgliedstaat nach Artikel 6 
Absatz 2 festgesetzten Gesamtkosten vom Europä- 
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft übernommen werden. 

2. In Abweichung von Artikel 3 der Verordnung 

Nr /67/EWG des Rats vom 

1967 betreffend die Sonderabteilung des Europä- 
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, werden die finanziellen Beiträge der 
einzelnen Mitgliedstaaten zur Deckung der im vori- 
gen Absatz erwähnten Kosten nach folgendem Ver- 
teilungsschlüssel errechnet: 


Belgien: 

5 %> 

Deutschland: 

23,7 % 

Frankreich: 

29,0 ®/o 

Italien: 

36,3 °/o 

Luxemburg: 

0,2 «/<> 

Niederlande: 

5,8 °/o 
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3. Die betroffenen Mitgliedstaaten legen der Kom- 
mission einmal jährlich bis zum 31. März einen Er- 
stattungsantrag vor, dem Belege über die nach Ar- 
tikel 4 im vorhergehenden Verbuchungszeitraum 
des Fonds geleisteten Zahlungen beizufügen sind. 
Nach Beratung mit dem Ausschuß des Fonds ent- 
scheidet die Kommission bis zum 31. Dezember des 
betreffenden .Jahres, ob der Fonds in Anspruch ge- 
nommen wird. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die für 
eine Anwendung dieser Verordnung nötigen Anga- 
ben gemäß den Durchführungsbestimmungen mit, 


die nach dem in Artikel 24 der Verordnung Nr. 

/67/EWG vorgesehenen Verfahren erlassen 

werden. 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. Die Artikel 3 bis 8 sind 
ab 1. August 1967 anwendbar. 

Diese Verordnung gilt unbeschadet der Bestim- 
mungen der Artikel 6 und 7 bis zum 31. Dezember 
1969. 

Die Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


1. Die gegenwärtige Lage der Mühlenwirtschaft in 
der Gemeinschaft ist durch strukturelle Uberkapa- 
zität gekennzeichnet. In den meisten Mitgliedstaaten 
übersteigt die vorhandene Vermahlungskapazität 
den Bedarf etwa um das Doppelte. Dies rührt in 
der Hauptsache daher, daß die Leistungsfähigkeit 
der Mühlen in den letzten Jahrzehnten durch den 
technischen Fortschritt im Mühlenwesen außerge- 
wöhnlich gesteigert wurde und daß sich die Versor- 
gungsquellen für Getreide geändert haben. Diese 
Versorgungsquellen bekamen nämlich die Folgen 
der intensiven Entwicklung einzelstaatlicher ge- 
treidepolitischer Maßnahmen zu spüren, die es er- 
möglichten, den Auswirkungen des Fehlens von 
Lieferungen des Getreidehandels aus Drittländern 
abzuhelfen. 

Außerdem blieb der Mehlverbrauch unverändert, ja 
ging sogar zurück, da die Hebung des Lebensstan- 
dards einen verringerten Pro-Kopf-Verbrauch mit 
sich brachte, ohne diesen durch Bevölkerungszu- 
wachs auszugleichen. 

Unzureichende Kapazitätsausnutzung bringt eine 
beträchtliche Steigerung der Vermahlungskosten 
mit sich. Da die Mühlenwirtschaft einen starken Ka- 
pitalbedarf hat, machen die festen Kosten mehr als 
die Hälfte der Gesamtkosten aus. Die bei steigen- 
dem Beschäftigungsgrad einsetzende starke Kosten- 
verminderung führt im allgemeinen zu harten Preis- 
kämpfen auf dem Mehlmarkt, die ihrerseits wieder- 
um Rückwirkungen auf den Getreidemarkt haben. 

2. Es lag nahe, einen Kapazitätsabbau vom markt- 
wirtschaftlichen Anpassungsprozeß infolge freien 
Wettbewerbs zu erwarten. Die praktische Erfah- 
rung lehrte jedoch, daß der Anpassungsprozeß auf 
diesem Wege lange dauert. 

Dies liegt hauptsächlich daran, daß die Betriebe im 
allgemeinen auch dann weiter arbeiten, wenn Zin- 
sen und Abschreibungen nicht mehr erwirtschaftet 
werden können. In den meisten Fällen wird ein Be- 
trieb erst bei vollständiger Erschöpfung seines Ei- 
genkapitals aufgegeben, wenn die laufenden Auf- 
wendungen nicht mehr gedeckt werden können. 
Aber selbst dann scheidet ein solcher Betrieb oft 
noch nicht aus, sondern wird nach dem Konkurs 
vom neuen Käufer weiterbetrieben. Ein solcher 
Übergang wird häufig von den Gläubigern unter- 
stützt, um so die finanziellen Verluste geringer zu 
halten. Für den Käufer wiederum bedeutet ein ver- 
hältnismäßig niedriger Kaufpreis eine vorteilhaf- 
tere Wettbewerbslage, da dadurch der Anteil seiner 
festen Kosten niedriger liegt. Dadurch wird die 
Wettbewerbslage anderer Betriebe, die mit nor- 
malen Kosten arbeiten müssen, entsprechend ver- 
schlechtert. 

Besonders schwerwiegend ist, daß bei anhaltenden 
Preiskämpfen das Ausscheiden von Betrieben nicht 
allein durch wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und 


Standort, sondern vor allem durch den jeweiligen 
finanziellen Hintergrund bestimmt wird. 

3. Zur Milderung der unseligen Folgen der Über- 
kapazität haben verschiedene Staaten in den ver- 
gangenen Jahren bereits Verfügungen für eine 
Mahlkontingentierung erlassen, doch konnte das 
Problem auf diese Weise nicht gelöst werden — im 
Gegenteil: die Uberkapazität blieb gerade bestehen. 

4. Der unter Punkt 2 geschilderte Preiskampf wird 
sich mit fortschreitender Entwicklung des Gemein- 
samen Marktes noch verschärfen. Die gemeinsame 
Mehlpolitik sieht eine Abschöpfung gegenüber 
Drittländern an den Außengrenzen der Gemein- 
schaft vor. Im Innern dagegen sollen Mehlproduk- 
tion und Mehlhandel vom 1. Juli 1967 an völlig frei 
sein; es können dann weder Preis- noch Absatz- 
garantien mehr gegeben werden. Nach Fortfall des 
Schutzes an den Grenzen der Mitgliedstaaten ist 
eine erneute außerordentliche Verschärfung des 
Wettbewerbs zu erwarten, da die Betriebe dann ver- 
suchen werden, ihre Tätigkeit durch Erwerb neuer 
Absatzmöglichkeiten jenseits der Grenzen zu ver- 
stärken. 

Erfahrungsgemäß (z. B. im Saarland) werden die 
Mahlpreise dann ohne Rücksicht auf feste Kosten 
nur noch durch Wettbewerbsdruck bestimmt werden. 
Unter diesen Umständen wird sich eine gesunde 
Struktur der Mühlenwirtschaft nur dann erreichen 
und erhalten lassen, wenn mit Hilfe staatlicher Maß- 
nahmen eine Anpassung der Kapazität an den Be- 
darf weitgehend vor der Errichtung eines gemein- 
samen Mahlmarktes verwirklicht wird. Obwohl die 
Errichtung eines einheitlichen Marktes nun schon 
seit Jahren im Gespräch ist, hat sich eine Anpassung 
der Vermahlungskapazität an den Bedarf noch nicht 
verwirklichen lassen. 

5. Die Gesundung der Mühlenwirtschaft hat für die 
Landwirtschaft erhebliche Bedeutung. 

a) Nach Artikel 39 des Vertrages ist es Ziel der ge- 
meinsamen Agrarpolitik, die Märkte zu stabili- 
sieren und der bäuerlichen Bevölkerung eine an- 
gemessene Lebenshaltung zu sichern. 

Eine Gesundung der Mühlenwirtschaft trägt zu 
diesen beiden Zielen bei. Die Mühlenwirtschaft 
ist als integrierender Bestandteil des Sektors Ge- 
treide eng mit der Landwirtschaft verbunden. Der 
Anteil der Mühlen an der Absorbierung der 
Ernte, sowohl durch Käufe bei Handel und Ge- 
nossenschaften als auch durch unmittelbare 
Käufe beim Erzeuger, ist von entscheidender Be- 
deutung. Die Lagerkapazitäten der Mühlen er- 
möglichen es diesen, sich wesentlich in den jah- 
reszeitlichen Versorgungsausgleich einzuschalten 
und dadurch den Markt insbesondere während 
des starken Angebotsdruckes nach der Ernte zu 


6 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksadie V/1857 


entlasten. Die Mühlen können so zur Vermei- 
dung staatlicher Interventionen auf dem Ge- 
treidemarkt beitragen und mithelfen, die Ver- 
marktungs- und Transportkosten so niedrig wie 
möglich zu halten. Je besser die Ertragslage der 
Mühlen ist, desto höhere Preise können sie den 
Getreideerzeugern zahlen; umgekehrt wirkt sich 
eine für die Überkapazität ungünstige Lage nega- 
tiv auf die Preisbildung auf dem Getreidemarkt 
aus. 

b) Nach Artikel 39 des Vertrages bezweckt die ge- 
meinsame Agrarpolitik ferner, für eine Beliefe- 
rung der Verbraucher zu angemessenen Preisen 
zu sorgen. 

Wenn unter a) der Druck auf den Mehlpreis er- 
wähnt wurde, so bedeutet dies nicht, daß dieser 
Preis niedrig ist, sondern nur, daß er unter dem 
für eine Kapazitätsausnutzung zulässigen Niveau 
liegt. Eine Sanierung der Mühlen würden infolge 
einer starken Unkostenverminderung durch Erhö- 
hung des Beschäftigungsgrades nicht nur ange- 
messene Gewinne für die Unternehmer und an- 
gemessene Preise für die Getreideerzeuger, son- 
dern auch eine Preissenkung beim Verbraucher 
gestatten. 

Gelänge es, den gegenwärtigen Beschäftigungs- 
grad der Mühlen dem Grad der optimalen Aus- 
nutzung anzunähern, so würde dies zu einer be- 
deutenden Verringerung der Vermahlungskosten 
in der Gemeinschaft (die früher schon einmal auf 
jährlich 100 Millionen Rechnungseinheiten ge- 
schätzt worden ist) führen. Dies wäre ohne Zwei- 
fel der einzige Weg, auf dem in verhältnismäßig 


kurzer Zeit eine Gesundung der Mühlenwirtschaft 
erreicht werden könnte. 

6. Die Summe aller bisherigen Erfahrungen läßt es 
zweckmäßig erscheinen, für einen beschleunigten 
Abbau der Uberkapazität besondere Maßnahmen zu 
treffen. 

In diesem Sinne haben mehrere Mitgliedstaaten be- 
reits befristete Errichtungs- bzw. Erweiterungsver- 
bote für Mühlen erlassen und haben außerdem 
Fonds für eine Entschädigung stillegungswilliger 
Müller geschaffen. 

7. Zur Verwirklichung eines gemeinsamen Marktes 
auf dem Sektor Getreide müssen diese auf nationa- 
ler Ebene getroffenen Maßnahmen durch Gemein- 
schaftsmaßnahmen ersetzt werden, die einen Abbau 
der noch bestehenden Überkapazität vor dem 1. Ja- 
nuar 1970 erlauben. 

Dieses Ziel läßt sich dadurch erreichen, daß den 
Müllern, die ihre Betriebe freiwillig stillegen, eine 
Entschädigung geboten wird. 

Um den Kapazitätsabbau nicht durch die Einführung 
neuer Kapazitäten erneut zu stören, ist es unerläß- 
lich, daß etwaige Erweiterungen, Neubauten oder 
Wiederinbetriebnahme von Mühlen genehmigungs- 
pflichtig gemacht werden. 

8. Zur Sicherung der Finanzierung dieses Kapazi- 
tätsabbaus in der Mühlenwirtschaft der Gemein- 
schaft sind die Gesamtkosten dieser Aktion festzu- 
stellen. Außerdem ist diese Industrie mit einer der- 
art errechneten Gesundungsabgabe zu belegen, daß 
die Gesamtkosten innerhalb eines angemessenen 
Zeitraums gedeckt werden. 
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Anlage 

Vorläufige Schätzung der stillzulegenden Überkapazität, 

der mit der Stillegung verbundenen Kosten und die voraussichtlichen 

Einnahmen aus der Gesundungsabgabe 


Bundesrepublik 


Deutschland 

1. Anzahl der Mühlen insgesamt 

6 143 

2. Tagesleistung in Tonnen 

37 989 



Davon Mühlen mit einer Tagesleistung unter 3 t und mit nur 1 Doppelwalzenstuhl 


(von der Anwendung dieser Verordnung ausgeschlossen) 


3. Anzahl der Mühlen 

3 766 

4. Tagesleistung (in t) 

6 595 



Davon andere Mühlen (der Anwendung dieser Verordnung unterworfen) 


5. Anzahl der Mühlen 

2 377 

6. Tagesleistung (in t) 

31 394 

7. Tagesleistung, ökonomisch ausgenutzte Kapazität geschätzt auf 95 °/o (in t) .... 

29 824 

8. Jahreskapazität: 250 Tage (in 1000 t) 

7 456 

9. Vermahlungsbedarf 1970 (in 1000 t) 


a) Inland ohne Lohn und Umtausch 

4 700 

b) Export 

700 

c) a -f b zusammen 

5 400 

10. überschüssige Jahreskapazität: Zeile 8 — 9c (in 1000 t) 

2 056 

11. überschüssige Tageskapazität: Zeile 10/250 (in t) 

8 224 

12. Durchschnittliche Kapazitätsausnutzung: ^ e - e 9 a — (in v. H.) 

59,9 

Zeile 6 X 250 


13. Ausgenutzte jährliche Uberkapazität: Zeile 10 X Zeile 12 (in 1000 t) 

1 232 

14. Entschädigung, 1. Teil: Zeile 13 X 20 RE/t (Mio RE) 

24,6 

15. Nicht ausgenutzte Tageskapazität: Zeile 11 X (100 — Zeile 12) (in t) 

3 298 

16. Entschädigung, 2. Teil: Zeile 15 X 500 RE/t (Mio RE) 

1,6 

17. Entschädigung zusammen: Zeile 14 + Zeile 16 (Mio RE) 

26,2 

18. Zinsen insgesamt für Vorfinanzierung, Mio RE 

3,4 

19. Verwaltungskosten: 0,05 RE/t vermahlenes Getreide, Zeile 9 a (Mio RE) .... 

1,4 

20. Kosten insgesamt (Zeilen 17 T 18 + 19) (Mio RE) 

31,0 

21. Aufteilung der Kosten ingesamt in der EWG zwischen Mitgliedstaaten (in v. H.) 

23,4 

22. Betrag der Abgabe: Zeile 9 a EWG X ^ EWG 

6 


23, Einnahmen der Abgabe: 6 X Zeile 9a X Zeile 22 (Mio RE) 

31,4 

24. Aufteilung der Gesamteinnahmen zwischen EWG und Mitgliedsländern (in v. H.) 

23,7 

! 25. Saldo: Einnahmen Zeile 23 — Kosten insgesamt (Zeile 20) (Mio RE) | 

+ 0,4 
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Frankreich 

1 

Italien 

Niederlande 

Belgien 

Luxemburg J 

EWG 

3 150 

17 540 

120 

126 

13 

27 092 

39 000 

63 650 

6 050 

6418 

350 

153 457 

500 

(15 000) 

100 



(19 366) 

928 

(20 000) 

300 

— 

— 

(27 823) 

2 650 

2 540 

20 

126 

13 

7 726 

38 072 

43 650 

5 750 

6418 

350 

125 634 

36 168 

41 468 

5 463 

6 097 

333 

119 355 

9 042 

10 367 

1 366 

1 542 

83 

29 856 

5 750 

7 200 

1 160 

1 005 

40 

19 855 

600 

150 

60 

50 

— 

1 560 

6 350 

7 350 

1 220 

1 055 

40 

21 415 

2 692 

3 017 

146 

469 

43 

8 423 

10 768 

12 068 

584 

1 876 

172 

33 692 

60,4 

66,0 

80,7 

62,6 

45,5 

63,2 

1 626 

1 991 

118 

294 

20 

5 281 

32,5 

39,8 

2,4 

5,9 

0,4 

105,6 

4 264 

4 103 

113 

702 

94 

12 574 

2,1 

2,1 

0,1 

0,4 

0,1 

6,4 

34,6 

41,9 

2,5 

6,3 

0,5 

112,0 

4,5 

5,5 

0,3 

0,8 

0,1 

14,6 

1,7 

2,2 

0,4 

0,3 

0,0 

6,0 

40,8 

49,6 

3,2 

7,4 

0,6 

132,6 

30,8 

37,4 

2,4 

5,6 

0,4 

100,0 






1,1130 

38,4 

48,1 

7,7 

6,7 

0,3 

132,6 

29,0 

36,3 

5,3 

5,0 

0,2 

100,0 

-2,4 

-1,5 

+ 4,5 

-0,7 

-0,3 

— 
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